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VORGESCHICHTE Vor dem Hintergrund der Finanzkrise und im Kontext einer intensiven ge-
sellschaftlichen Debatte über Managerlöhne, die auch durch die Abzok-
kerinitiative (vgl. Vorlage 568) genährt wird, lanciert die Juso 2009 die 
Volksinitiative «1:12 – Für gerechte Löhne». Im Initiativkomitee sind ne-
ben vielen Juso-Politikerinnen und -Politikern auch einige SP-Grössen 
und einzelne Mitglieder der Grünen vertreten. Das Volksbegehren wird 
im März 2011 mit 113 005 gültigen Unterschriften eingereicht. 

In seiner Botschaft empfiehlt der Bundesrat die Initiative ohne Gegen-
vorschlag zur Ablehnung. Der Bund unternehme schon genug, um die Ex-
zesse bei den Kaderlöhnen zu bekämpfen und die Umverteilung zu för-
dern, erklärt er. Des Weiteren stelle die Initiative einen unverhältnis-
mässigen Eingriff in die bewährte Schweizer Arbeitsmarktpolitik dar, die 
sich „durch tiefe Regulierungsdichte und starke Sozialpartnerschaft“ 
auszeichne. 

Die Behandlung der Initiative im Parlament ist von einem tiefen Links-
Rechts-Graben geprägt. Die Bürgerlichen sehen in der Initiative einen 
unnötigen staatlichen Eingriff in den Arbeitsmarkt mit negativen Folgen 
für den Wirtschaftsstandort Schweiz und für die gesamte Gesellschaft. 
Die Ratslinke argumentiert, dass niemand in der gleichen Zeit 20 Mal 
mehr leisten könne als eine andere Person. Zudem hätten die höchsten 
Einkommensklassen bereits unverhältnismässig stark von den Produkti-
vitätssteigerungen in der Wirtschaft profitiert, geben sie zu bedenken. 
Gegen den Widerstand der SP und der GPS empfehlen Nationalrat und 
Ständerat die Initiative mit 130 zu 56 Stimmen respektive mit 28 zu 10 
Stimmen zur Ablehnung. 

GEGENSTAND Die Initianten wollen den höchsten ausbezahlten Lohn in einem Unter-
nehmen auf das Zwölffache des tiefsten ausbezahlten Lohns im selben 
Unternehmen beschränken. Ausnahmen sind für Auszubildende, Prakti-
kantinnen und Praktikanten sowie für Menschen mit geschützten Ar-
beitsplätzen vorgesehen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die Parolen der Parteien im Abstimmungskampf entsprechen ihren Hal-
tungen in der parlamentarischen Phase. SP und Grüne sprechen sich für 
die Initiative aus, unterstützt werden sie vom SGB und den meisten Ge-
werkschaften. In Ermangelung eines grossen Budgets setzen die Befür-
worterinnen und Befürworter in erster Linie auf unkonventionelle Mittel: 
Mit Fahnen, die gratis an Sympathisanten verschickt werden, und provo-
kativen Aktionen versuchen sie, Aufmerksamkeit zu erzielen. Gegen die 
Initiative stellen sich SVP, FDP, CVP, BDP, EVP und GLP sowie die Wirt-
schafts- und Arbeitgeberverbände. Der Gewerbeverband führt die Ge-
genkampagne an. 

Laut Bernhard (2014) sind die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage mit 
Inseraten in den Printmedien wesentlich präsenter als die Befürworten-
den. Auf 660 Contra-Inserate kommen gerade einmal 42 Pro-Inserate. 
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Inhaltlich fokussiert die Pro-Kampagne sowohl auf die Lohnexzesse in 
der Wirtschaft als auch auf die Löhne in den tiefsten Einkommenskate-
gorien. In der Deutschschweiz warnen die Gegner insbesondere vor zu 
grossen Staatseingriffen in die Wirtschaft, während in der Romandie be-
sonders die drohenden Steuerverluste in den Vordergrund gerückt wer-
den. Das Tessin hingegen wird von beiden Seiten weitgehend ausser Acht 
gelassen. 

ERGEBNIS Die Vorlage wird mit 65,3% Nein-Stimmen deutlich verworfen. Die höch-
ste Zustimmung erzielt das Begehren in den Kantonen Tessin (49%) und 
Jura (48%), während die Ablehnung in den Zentralschweizer Kantonen 
Zug, Schwyz und Nidwalden mit 75% bis 77% besonders deutlich ausfällt. 

Gemäss Vox-Analyse (Heidelberger/Milic 2014) stellt die Parteizugehörig-
keit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger den wichtigsten Faktor für 
den Stimmentscheid dar. Als Hauptmotiv für ihre Ablehnung gaben die 
Gegnerinnen und Gegner insbesondere ihre Furcht vor negativen Folgen 
für die Wirtschaft an. 
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